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Stadt Dietfurt
Landkreis Neumarkt i.d.Opf.

datum:        15.06.2026 Planstand: Entwurf

PRÄAMBEL
Die Stadt Dietfurt aufgrund der zum Satzungsbeschluss gültigen Fassung der §§ 9, 10 und 13a des Baugesetzbuches
(BauGB) sowie des Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO), des § 11 des Bundesnaturschutzgesetzes
(BNatschG) und Art. 4 des Bayerischen Naturschutzgesetzes (BayNatSchG) den Bebauungsplan "Krampelmühlweg"
als Satzung, bestehend aus der Planzeichnung, textlichen Festsetzungen, Hinweisen und Begründung.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
Planungsrechtliche Festsetzungen

1. Art der baulichen Nutzung
Die Bauflächen sind festgesetzt als Mischgeiet gemäß § 6 BauNVO: Tankstellen und Gartenbaubetriebe sowie
Vergnügungsstätten sind unzulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung
2.1 Im Plangebiet gilt eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,6 und eine Geschossflächenzahl (GFZ) von 1,2. Die

festsetzte Grundflächenzahl (GRZ) darf durch Anlagen gemäß § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO bis zu einer GRZ von
0,8 überschritten werden.

2.2 Es sind maximal bis zu drei Vollgeschosse zulässig. Das dritte Vollgeschoss ist als Dachgeschoss auszuführen.
2.3 Es wird eine maximale Wandhöhe von 10,00 m und eine maximale Firsthöhe von 13,00 m festgesetzt. Unterer

Bezugspunkt ist die Oberkante des Fertigfußbodens im Erdgeschoss. Oberer Bezugspunkt ist bei Gebäuden der
gedachte Schnittpunkt der aufgehenden Wand mit der Oberseite der Dachhaut bzw. die Oberkante der Attika und
bei baulichen Anlagen die Oberkante des höchsten Bauteils. Ausnahmen sind zulässig Silos bzw. für
untergeordnete Bauteile wie Antennen, Fahrstuhlschächte, Schornsteine, Dachaustritte, etc., wenn diese Bauteile
mindestens um das 1,5-fache Maß ihrer Höhe allseitig von den Außenkanten des Gebäudes zurücktreten

3. Bauweise / Nebengebäude / Abstandsflächen
3.1 Es gilt eine offene Bauweise nach § 22 Abs. 2 BauNVO.
3.2 Nebengebäude sind auch außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig, nicht je-doch im Bereich der

festgesetzten Grünflächen.
3.3 Es gelten die Abstandsflächen gemäß Art. 6 BayBO.

4. Stellplätze, Garagen und Carports
4.1 Die Stellplätze sind gemäß der Stellplatzsatzung der Stadt Diefurt nachzuweisen.
4.2 Garagen und Carports müssen vor ihren Einfahrtsseiten einen Stauraum von mind. 5,0 m bis zur

Grundstücksgrenze aufweisen. Dieser Stauraum darf zur Straße hin weder eingezäunt noch mit einer Kette oder
dergleichen abgeschlossen werden.

4.3 Soweit wasserrechtliche Belange dem nicht entgegenstehen, sind für Stellplätze, Zufahrten und Zugänge sind für
die Oberflächenbefestigung von Stellplätzen, Zufahrten und Zugängen sowie deren Tragschichten nur Materialien
mit einem Abflussbeiwert kleiner oder gleich 0,7 zu verwenden, wie z.B. Pflasterung mit mind. 30 % Fugenanteil,
wasser- und luftdurchlässige Betonsteine, Rasengittersteine, Rasenschotter, wassergebundene Decke.

5. Immissionsschutz
5.1 Nach außen abschließende Bauteile von schutzbedürftigen Aufenthaltsräumen sind so auszuführen, dass sie die Anforderun-

gen an die gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße R'w,ges gem. DIN 4109 "Schallschutz im Hochbau", Ausgabe Januar
2018, Teil 1 "Mindestanforderungen" sowie Teil 2 "Rechnerische Nachweise der Erfüllung der Anforderungen" (Hrsg.: DIN -
Deutsches Institut für Normung e. V.) erfüllen:

Anforderung gem. Für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Für Büroräume und Ähnliches
DIN 4109 (2018) Übernachtungsräume in Beherbergungs-

stätten, Unterrichtsräume und Ähnliches;

gesamtes bewertetes La - 30 La - 35
Bau-Schalldämm-Maß
R'w,ges in dB

Mindestens einzuhalten ist: R'w,ges = 30 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen, Übernachtungsräume in Beherbergungs-
stätten, Unterrichts- und Büroräume und Ähnliches;  Die erforderlichen gesamten bewerteten Bau-Schalldämm-Maße
R′w,ges sind in Abhängigkeit vom Verhältnis der vom Raum aus gesehenen gesamten Außenfläche eines Raumes Ss zur
Grundfläche des Raumes SG mit dem Korrekturwert KAL zu korrigieren.

5.2 Haustechnische Anlagen (z.B. Klimageräte, Abluftführungen, Wärmepumpen, o.ä.) sind so auszulegen, zu installieren und zu
betreiben, dass die von ihnen verursachten Teilbeurteilungspegel i.S.d. Nr. 3.2.1 Abs. 2 der TA-Lärm am nächstgelegenen
Immissionsort Werte von tagsüber 49 dB(A) und nachts 34 dB(A) nicht überschreiten. Der Nachweis über die Einhaltung
dieser Werte obliegt den jeweiligen Betreibern. Es gelten die Regelungen der TA-Lärm.

6. Grünordnerische Festsetzungen (§9 BauGB Abs. 1 Nr. 15, 25)
6.1 Die nicht überbauten privaten Grundstücksflächen sind zu begrünen oder zu bepflanzen. Die Verwendung von

Geotextilien, Folien sowie vegetationshindernden Schüttungen sind unzulässig. Pro angefangener nicht
überbauter Grundstücksfläche von 300 m² ist mindestens ein standortgerechter Laubbaum 2. Wuchsordnung mit
der Pflanzqualität 3xv 12/14 oder ein regionaltypischer Obstbaum als Hochstamm zu pflanzen, zu pflegen und
dauerhaft zu erhalten. Bei Neupflanzungen von Gehölzen sind die gesetzlichen Grenzabstände einzuhalten:
Gehölze bis zu 2,0 m Höhe – mindestens 0,5 m Abstand von der Grenze, Gehölze über 2,0 m Höhe –
mindestens 2,0 m Abstand von der Grenze.

6.2 Die Anlage der Freiflächen und die Pflanzungen haben fachgerecht gemäß DIN 18320 und DIN 18916 zu
erfolgen und sind für das jeweilige Grundstück spätestens in der nach Beendigung der Baumaßnahmen
folgenden Vegetationsperiode fertigzustellen. Der Erhalt der Anpflanzung ist durch eine fachgerechte Pflege
dauerhaft sicherzustellen.

7. Solarenergetische Nutzung
7.1 Die Dächer im Plangebiet sind gemäß den Regelungen des § 44 a Bay BO solarenergetisch zu nutzen.
7.2 Werden auf einem Dach Solarwärmekollektoren installiert, so kann die hiervon beanspruchte Fläche auf die zu

realisierende Solarmindestfläche angerechnet werden.

8. Artenschutz
8.1 § 44 BNatSchG ist stets zu beachten. So sind insbesondere vor Abrissarbeiten von Gebäuden diese durch ein

ein qualifiziertes faunistisches Büro auf Nutzung durch gebäudebrütende Vogelarten und/oder
gebäudenutzende Fledermausarten hin zu überprüfen. Werden besonders geschützte Arten festgestellt, sind
ggfs. geeignete artenschutzrechtliche Vermeidungs-/Minimierungs- bzw. CEF-Maßnahmen umzusetzten.

8.2 Aus Gründen des allgemeinen Artenschutzes sind Beleuchtungen im öffentlichen Raum als insektenfreundliche
LED-Beleuchtungen auszuführen.

Örtliche Bauvorschriften
Auf Landesrecht beruhende Regelungen im Bebauungsplan (§ 9 Abs. 4 BauGB i. V. mit Art. 81 BayBO)

9. Dachgestaltung (Art. 81 BayBO)
8.1 Die Dächer sind als Sattel- oder Zelt- oder Walmdächer mit einer Neigung von 30° bis 45° bzw. als versetzte

Pultdächer mit einer Neigung von bis zu 15° oder als begrüntes Flachdach auszuführen.
8.2 Der Versatz der Pultdächern muss mindestens 1,0 m betragen. Die Lage des Firstes darf 1/4 der Grundfläche

nicht unterschreiten.
8.3 Die Dächer  sind mit Eindeckungen aus Dachziegeln, -steinen, Schiefer oder Blech in gedeckten, nicht

glänzenden erd- oder schieferfarbenen Farbtönen (in Rot bis Braun oder Grau bis Schwarz) auszuführen.  Für
Vordächer, Terrassenüberdachungen, Wintergärten sowie Dächer zwischen Gebäuden sind darüber hinaus
Eindeckungen aus Sicherheitsglas zulässig.

8.4 Dachgauben sind als Satteldach- oder Schleppgauben auszuführen. Die addierte Gesamtbreite der einzelnen
Gauben darf max. die 1/2 der Trauflänge einer Dachseite aufweisen.

8.5 Größere Dachaufbauten sind nur als Zwerchgiebel zulässig. Der Querbau darf max. 2,00 m gegenüber der
Fassade vorspringen. Der First des Zwerchgiebels muss mindestens 1,00 m unter dem des Haupthauses liegen.
Die Breite des Anbaus ist im WA I auf max. 1/3 des Haupthauses und im WA II auf max. 6 m begrenzt.

8.6 Dachflächenfenster sind zulässig, wenn sie einen Mindestabstand zum Ortgang von 1,80 m haben.
8.7 Anlagen zur Gewinnung von Solarenergie sind zulässig, soweit sie in die Dachhaut integriert sind oder parallel

zur Dachhaut ausgeführt werden.
8.8 Für Garagen, Carports und Nebengebäude sind Flachdächer zulässig. Diese sind als Gründach auszuführen.

10. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
9.1 Vollstamm-Holzhäuser oder Fassadenverkleidungen aus Wellblech oder Ähnlichem sind unzulässig.
9.2 Leuchtende, grelle oder reine Farbtöne (Signalfarben in Anlehnung an die RAL-Farben Nr. 1003 Signalgelb, Nr.

2010 Signalorange, 3001 Signalrot, Nr. 4008 Signalviolett, Nr. 4010 Telemagenta, Nr. 5005 Signalblau, Nr. 6032
Signalgrün), die Verwendung sämtlicher RAL-Leucht- und/oder RAL-Perlfarben oder reflektierender Materialien,
die aus der Farbgebung der Umgebung hervorstechen, sind unzulässig.

VERFAHRENSVERMERKE
A. Der Stadtrat von Dietfurt hat in seiner Sitzung vom __.__.2026 und __.__.2026 die Aufstellung des

Bebauungsplanes zur Innenentwicklung  "Krampelmühlweg-West"  im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a
Abs. 1 BauGB beschlossen. Der Aufstellungsgsbeschluss wurde zuletzt am __.__.2026 ortsüblich bekannt
gemacht. (§ 2 Abs. 1 BauGB)

B. Der Stadtrat von Dietfurt hat in der öffentlichen Sitzung vom __.__.2026 den Vorentwurf des
Bebauungsplanes in der Fassung vom __.__.2026 gebilligt und gleichzeitig dessen öffentliche Auslegung
beschlossen.

C. Die frühzeitige Beteilligung der öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB wurde am __.__.2026 ortsüblich
bekanntgemacht. Der Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom __.__.2026 wurde in der Zeit
vom __.__.2026 bis einschließlich __.__.2026 öffentlich ausgelegt.

D. Die frühzeitige Beteilligung der Träger öffentlicher Belanget gemäß § 4 Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf in der
Fassung vom __.__.2026 fand in der Zeit vom __.__.2026 bis einschließlich __.__.2026 mit Anschreiben vom
__.__.2026 statt.

E. Der Stadtrat von Dietfurt hat in der öffentlichen Sitzung vom 15.06.2026 den Entwurf des Bebauungsplanes in
der Fassung vom __.__.2026 gebilligt und gleichzeitig dessen öffentliche Auslegung beschlossen.

F. Die öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB wurde am __.__.2026 ortsüblich bekanntgemacht. Der
Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom __.__.2026 wurde in der Zeit vom __.__.2026 bis
einschließlich __.__.2026 öffentlich ausgelegt.

G. Zum Entwurf des  Bebauungsplanes mit integriertem Grünordnungsplan in der Fassung vom __.__.2026
wurden die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs.2 BauGB im der Zeit vom
__.__.2026 bis einschließlich __.__.2026 beteiligt.

H. Der  Stadtrat von Dietfurt hat die eingegangenen Stellungnahmen und Anregungen auf der Sitzung vom
__.__.2026  behandelt und den Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan in der Fassung vom
__.__.2026  als Satzung beschlossen.

I. .............................................. Dietfurt, den .......................
Bernd Mayr, 1. Bürgermeister

J. Der Bebauungsplan mit integriertem Grünordnungsplan wurde durch Anschlag an der Amtstafel im Rathaus
am __.__.2026  gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekanntgemacht. Der Bebauungsplan mit integriertem
Grünordnungsplan wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden im Rathaus zu jedermanns Einsicht
bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan mit integriertem
Grünordnungsplan ist damit rechtswirksam. Auf die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 2 BauGB ist hingewiesen
worden. 

.............................................. Dietfurt, den.......................
Bernd Mayr, 1. Bürgermeister

11. Einfriedungen, Aufschüttungen und Abgrabungen
11.1 Die straßenseitige Einfriedung der Grundstücke darf 1,2 m, innerhalb von Sichtdreiecken 0,8 m, über der

Straßenoberkante nicht übersteigen. Zulässig sind nur blickoffene (d.h. mindestens 1/3 offener Anteil) Holz- oder
Stabgitterzäune mit senkrechter Teilung oder geschnittene Hecken aus Laubgehölzen. Einflechtungen, Gabionen,
Mauern oder ähnliche geschlossene Einfriedungen sind unzulässig. An den übrigen Grenzen sind darüber hinaus
Maschendrahtzäune zulässig. Ausgenommen sind Sichtschutzwände an Terrassen bis zu einer Gesamtlänge je
seitlicher Grundstücksgrenze von 3,0 m und max. 2,0 m Höhe über Gelände.

11.2 Einfriedungen sind ohne Sockel anzulegen. Sie müssen zum Boden einen Abstand von mindestens 10 cm
aufweisen.

11.3 Die Sichtdreiecke im Einmündungs-/Kreuzungsbereich von Straßen sind von Zäunen, Stapeln und
Bepflanzungen freizuhalten.

12. Werbeanlagen / Beleuchtung
12.1 Werbe- und Beleuchtungsanlagen, sind so auszuführen, dass die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf

den angrenzenden Straßen nicht beeinträchtig werden. Werbeanlagen bedürfen vorab der Genehmigung der
Straßenverkehrsbehörde und sofern erforderlich der Straßenbaubehörde. Auf § 33 StVO und die Regelungen
des § 23 ff. BayStrWG wird verwiesen.

12.2 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Sie sind an Gebäuden parallel zur Fassade zu
errichten, sie müssen mindestens 1,0 m Abstand zum oberen Abschluss der Wand, bzw. zur Oberkante Attika
einhalten und dürfen diese nicht überragen. Die Gesamtfläche der Werbeanlage darf 40 m² Pro Fassade nicht
überschreiten.

Hinweise
13. Denkmalschutz

Bodendenkmäler sind im Plangebiet nicht bekannt Auf die Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (Art. 8
Abs. 1 DSchG) wird hingewiesen: Wer Bodendenkmäler auffindet, ist verpflichtet, dies unverzüglich der Unteren
Denkmalschutzbehörde oder dem Landesamt für Denkmalpflege bzw. der Kreisarchäologie Neuburg
Schrobenhausen anzuzeigen. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der Eigentümer und der Besitzer des
Grundstücks, sowie der Unternehmer und der Leiter der Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben. Die Anzeige
eines der Verpflichteten befreit die Übrigen. Nimmt der Finder an den Arbeiten, die zu dem Fund geführt haben,
aufgrund eines Arbeitsverhältnisses teil, so wird er durch Anzeige an den Unternehmer oder den Leiter der
Arbeiten befreit. Art. 8 Abs. 2 DSchG:
Die aufgefundenen Gegenstände und der Fundort sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige
unverändert zu belassen, wenn nicht die Untere Denkmalschutzbehörde die Gegenstände vorher freigibt oder die
Fortsetzung der Arbeiten gestattet.
Es wird darauf hingewiesen, dass konkrete Bauvorhaben, die sich auf die Substanz oder die Erscheinung des
Baudenkmals auswirken können, bereits frühzeitig mit den Denkmalbehörden abzustimmen sind und überdies
einer denkmalrechtlichen Erlaubnis bedürfen. Hierzu zählen auch Einfriedungen, Grabungsarbeiten,
Erschütterungen während der Baumaßnahme etc.

14. Immissionsschutz
Die maßgeblichen resultierenden Außenlärmpegel La sind in der Anlage 5 der schalltechnischen Untersuchung,
IBAS-Bericht Nr. 25-15272-b03 dargestellt (Siehe Anhang zur Begründung).
Bei der Neuerrichtung und Änderung von Bauvorhaben und Nutzungen ist mit der Bauaufsichtsbehörde die
Erstellung und ggf. Vorlage eines Nachweises zum passiven Lärmschutz abzustimmen.

15. Bodenschutz
Bei Baumaßnahmen und sonstigen Maßnahmen mit Bodenabtragungen ist zum besonderen Schutz des Mutterbodens der
Oberboden sachgerecht zwischenzulagern und wieder einzubauen, bzw. einer anderen ordnungsgemäßen Verwendung im
Gemeindegebiet zuzuführen. Auf die sonstigen Vorgaben und den Umfang zum Schutz von Boden nach DIN 19731 und auf
§ 12 BBodSchV wird hingewiesen. Beim Antreffen von organeloptischen Auffälligkeiten ist das Landratsamt Wunsiedel,
Sachbereich‚ Wasserrecht und Bodenschutz unverzüglich zu benachrichtigen.

16. Schutz von Gebäuden und baulichen Anlagen
Vor Beginn von Bauarbeiten ist durch den jeweiligen Bauherren ein Beweissicherungsverfahren einzuleiten, um durch einen
unabhängigen Gutachter feststellen zu lassen, ob es duch die Baumaßnahmen ( Gründung, temporäre
Grundwasserabsenkung, etc.) zu Schäden an den Gebäuden in der Nachbarschaft kommt.

17. Regelung des Wasserabflusses / Grundwasserschutz
Der Bauherr hat eigenverantwortlich Maßnahmen zum Schutz vor wildabfließendem Oberflächenwasser zu treffen
(Höhenlage von Lichtschächten, Kellerabgängen etc.). Um Schäden zu vermeiden, sind bauliche Vorsor- gemaßnahmen zu
treffen, die das Eindringen von oberflächlich abfließendem Wasser in Erd- und Kellergeschosse dauerhaft verhindert. Eine
Sockelhöhe von mind. 25 cm über der Fahrbahnoberkante wird empfohlen. Kellerfenster sowie Kellereingangstüren sollten
wasserdicht und/oder mit Aufkantungen, z.B. vor Lichtschächten, ausgeführt werden. Der Abschluss einer
Elementarschadensversicherung wird empfohlen.
Wird im Plangebiet Grundwasser oder Schichtenwasser vorgefunden sind vom Bauherren entsprechende Schutzmaßnahmen
für die Gebäude zu treffen (z.B. „weiße Wanne"). Die Einleitung von Grundwasser und Drainagewasser (Schichten- und
Dachwasser von begrünten Dächern und Tiefgaragendecken) in die öffentliche Kanalisation ist grundsätzlich verboten.

18. Rückhaltung von Niederschlagswasser
Auf die Entwässerungssatzung wird hingewiesen. Auf den privaten Grundstücken ist das anfallende Niederschlagswasser zu
bewirtschaften (Rückhaltung oder Speicherung z.B. in Zisternen) und einer Nutzung z.B. zur Gartenbewässerung, etc.
zuzuführen. Die Notüberläufe der Zisternen leiten in den öffentlichen Regenwasserkanal ein. Dieser Kanal wird so
dimensioniert dass er neben dem Oberflächenwasser der Straße auch das Oberflächenwasser der Dächer und befestigten
Flächen der Grundstücke aufnehmen kann. Diese Dimensionierung wird anhand von Berechnungen nach DWA M 153 und
DWA M 102 nachgewiesen.
Bei der Verwendung des Regenwassers als Brauchwasser sind die Trinkwasserverordnung und die DIN 1988 — Technische
Regeln für Trinkwasserinstallation — zu beachten.

19. Normen (DIN-Blätter)
Die in diesem Bebauungsplan genannten DIN-Norm-Blätter, können bei der Gemeinde eingesehen werden.

20. Leitungsführung
20.1 Sämtliche Versorgungsleitungen sind unterirdisch zu führen. Den Versorgungsträgern sind geeignete

Verlegeräume bereitzustellen.
20.2 Auf vorhandene, der öffentlichen Versorgung dienenden Leitungen ist bei der Planung Rücksicht zu nehmen

(Vermeidung von Beschädigungen, uneingeschränkte Zugänglichkeit, Anzeige der Bauausführung). Es sind die
Leitungsschutzanweisungen der Betreiber zu beachten.

20 Zwischen geplanten Gebäuden oder Baumstandorten und unterirdischen Ver- und Entsorgungsleitungen sind
Schutzabstände von mind. 2,50 m einzuhalten (vgl. Merkblatt R2 „Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle“
der FGSV Nr. 939, Gemeinschaftsausgabe mit DWA und DWGW, Ausgabe 2013). Andernfalls sind bereits beim
Einbau der Leitung entsprechende Maßnahmen vorzusehen (vgl. DVGW Regelwerk).

21. Pflanzlisten
Großbäume Sträucher
(Mindestqualität Hochstamm, 3xv, StU 16-18, mB) (Mindestqualität Str. 2xv 80/100)
Feld-Ahorn (Acer campestre) Hasel (Corylus avellana)
Spitzahorn (Acer platanoides) Alpen-Johannisbeere (Ribes alpinum)
Weiß-Birke (Betula pendula) Kornelkirsche (Cornus mas)
Hainbuche (Carpinus betulus) Europ. Pfeifenstrauch (Phil. coronarius)*
Winterlinde (Tilia cordata) Sal-Weide (Salix caprea)
Vogelkirsche (Prunus avium) Heckenkirsche (Lonicera xylosteum)*
Salweide (Salix caprea) Hundsrose (Rosa canina)*
Obstgehölze in Sorten Schlehe (Prunus spinosa)*

Hartriegel (Cornus sanguinea)*
Artenliste Fassadenbegrünung Weißdorn (Crataegus monogyna)*
Wilder Wein (in Sorten) Parthenocissus quinquefolia Felsenbirne (Amelanchier ovalis)*
Kletterhortensie (in Sorten) Hydrangea petiolaris Kreuzdorn (Rhamnus cathartica)*
Kletterrosen (in Sorten) Rosa Liguster (Ligustrum vulgare)*
Gewöhnlicher Hopfen Humulus lupulus Schwarzer Holunder (Sambucus nigra)*
Waldrebe (in Sorten) Clematis

*Gehölze mit Dornen bzw. leicht giftigem Fruchtschmuck

22. Grenzabstände bei Bepflanzungen
Bei Neupflanzungen von Gehölzen sind die gesetzlichen Grenzabstände einzuhalten:
Gehölze bis zu 2,0 m Höhe – mindestens 1,0 m Abstand von der Grenze
Gehölze über 2,0 m Höhe – mindestens 2,0 m Abstand von der Grenze


